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Kantonsratsbeschluss
Uber die FOorderbeitrage an die Vereinigung der Gemeinden Gommiswald,
Ernetschwil und Rieden

Botschaft und Entwurf der Regierung vom 28. September 2010
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Zusammenfassung

Die politischen Gemeinden Gommiswald, Ernetschwil und Rieden planen auf Ende der Amts-
dauer 2009/2012 ihre Vereinigung samt gleichzeitiger Inkorporation der Primarschulgemeinden
Ernetschwil, Gommiswald und Rieden sowie der Oberstufenschulgemeinde Ernetschwil-Gom-
miswald-Rieden. Es handelt sich dabei um die bisher umfangreichste strukturelle Veranderung
im Kanton St.Gallen seit Vollzugsbeginn des Gemeindevereinigungsgesetzes am 1. Juli 2007.
Mit dem Vorhaben fallen auf den 1. Januar 2013 sechs eigenstéandige Gemeinden weg. Es ent-
steht eine Einheitsgemeinde mit einer Einwohnerzahl von rund 4'900 Personen und einer Gros-
se von 3'354 ha. Die vereinigte Gemeinde ersetzt drei bisherige politische Gemeinden, die in

C:\Users\SVC-FAS-Gever-dconWAppData\Local\Temp\21\w.21\bb_sgprod-854949 .DOCX



Bezug auf ihre Grosse je im letzten Viertel der st.gallischen Gemeindelandschaft anzusiedeln

sind. Das Vorhaben zeichnet sich durch folgende Aspekte aus:

— Die Verwaltungen der bisherigen sieben Gemeinden werden an einem Ort zentralisiert.
Dabei wird mit wesentlichen Vereinfachungen in Prozessen und in der Fuhrung der einzel-
nen Verwaltungsbereiche gerechnet.

— Weitere relevante Aspekte zur Verbesserung von Wirksamkeit, Wirtschaftlichkeit und Leis-
tungsfahigkeit der vereinigten Gemeinde im Vergleich mit der aktuellen Situation sind die
Zusammenfiuhrung der Bauverwaltung an einem Ort, eine moderate Reduktion des Per-
sonalbestandes mit gleichzeitiger Professionalisierung und Qualitatssicherung sowie einer
Verbesserung der Stellvertretungen.

— Das jahrliche Sparpotenzial liegt gegentber der Vergleichsrechnung 2009 bei rund 3,4
Mio. Franken. Davon sind rund 2,3 Mio. Franken auf Verbesserungen aus der Vereinigung
zuruckzufuhren. Die grossten Einsparungen sind durch Optimierungen im Schulbereich er-
zielbar.

— Durch die Verbesserung auf der steuerlichen Seite der beteiligten Gemeinden kdnnen Fi-
nanzausgleichsbeitrége in der Hohe von knapp Fr. 970'000.— eingespart werden. Davon
profitieren auch die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler des Kantons.

— Die drei politischen Gemeinden verfugen Uber einen stark differierenden Steuerfuss. Durch
das Nutzen der vorhandenen Synergien aus der Vereinigung und dessen konsequente
Umsetzung erreichen die drei Gemeinden mit 123 Steuerprozent den bisher tiefsten Steu-
erfuss in Gommiswald. Dabei handelt es sich fiur alle drei Gemeinden um einen usserst
attraktiven Steuerfuss, da in Gommiswald ohne jahrliche Bezlige aus dem Eigenkapital ak-
tuell ein Steuerfuss von rund 134 Steuerprozent nétig gewesen ware.

Unter Abwagung der Vor- und Nachteile des Vereinigungsvorhabens und zur Unterstiitzung
eines moderaten Ubergangs in die Strukturen der neuen Gemeinde sowie der positiven Beur-
teilung der Zielerreichung nach Art. 17 des Gemeindevereinigungsgesetzes werden folgende
Beitrage (in Franken) ausgerichtet:

— Entschuldungsbeitrag an die politische Gemeinde Ernetschwil 1'167'800
—  Startbeitrag an die vereinigte Gemeinde 4'307'400
— Beitrag an vereinigungsbedingten Mehraufwand an die vereinigte Gemeinde
(Maximalbeitrag) 2'365'000
Total 7'840'200

Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dieser Vorlage unterbreiten wir lhnen den Entwurf des Kantonsratsbeschlusses Uber die
Forderbeitrage an die Vereinigung der politischen Gemeinden Gommiswald, Ernetschwil und
Rieden. Ebenfalls im Vorhaben enthalten ist die Inkorporation der vier értlichen Schulgemein-
den.

Der Name der neu entstehenden Gemeinde steht noch nicht fest. Aus diesem Grund wird die
kunftige Einheitsgemeinde in dieser Vorlage in Ubereinstimmung mit Art. 1 Bst. b des Gemein-
devereinigungsgesetzes (sGS 151.3; abgekiirzt GvG) mit dem Begriff «vereinigte Gemeinde»
bezeichnet.

1. Ausgangslage

Die politischen Gemeinden Ernetschwil, Gommiswald und Rieden sowie die vier értlichen
Schulgemeinden — die Primarschulgemeinde Ernetschwil, die Primarschulgemeinde Gommis-
wald, die Primarschulgemeinde Rieden und die Oberstufenschulgemeinde Ernetschwil-Gom-
miswald-Rieden — befassen sich seit rund drei Jahren mit dem Projekt zur Vereinigung der po-
litischen Gemeinden samt Inkorporation der Schulgemeinden. Stimmen die Birgerinnen und
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Birger aller beteiligten Gemeinden dem Vorhaben zu, entsteht aus sieben eigenstandigen Ge-
meinden eine Einheitsgemeinde. Im Gebiet des Kantons St.Gallen wurden bisher noch nirgends
auf einen Schlag sechs Gemeinden aufgehoben.

Dies ist umso bemerkenswerter, als die Kennzahlen?! der beteiligten politischen Gemeinden
beachtliche Unterschiede aufweisen:

Gemeinde Einwohner Steuerkraft Steuerfuss Nettoaufwand
Ernetschwil 1'393 1'740.— 157 Prozent 4'963'130.08
Gommiswald 2'789 2'052.— 123 Prozent 8'193'854.09
Rieden 706 2'027.— 162 Prozent 2'661'160.15

Auch bei den Schulgemeinden ist die unterschiedliche Ausgangslage schnell erkennbar?:

Gemeinde Schulerzahl durchschn. Schiilerkosten
Primarschule Ernetschwil 139 17'662.—
Primarschule Gommiswald 302 12'565.—
Primarschule Rieden 85 12'902.—
Oberstufe 214 19'768.—

Die Gemeinden arbeiten schon heute in verschiedenen Bereichen unterschiedlich stark zusam-
men (Pflegeheime, Feuerwehr, Oberstufe, Grundbuch usw.). Trotzdem besteht im Haushalt der
beteiligten Gemeinden ein erhebliches Synergiepotenzial. Dieses kann mit der geplanten Verei-
nigung besser genutzt und dank struktureller Massnahmen im erweiterten Perimeter einfacher
realisiert werden.

Die Gemeinden streben mit der Vereinigung einen nachhaltig realisierbaren Steuerfuss an, der
sich am bisher tiefsten (Gommiswald: 123 Prozent) orientiert. Es ist dabei allerdings zu beach-
ten, dass dieser Steuerfuss aktuell nur dank eines Eigenkapitalbezuges von rund elf Steuerpro-
zent den Nettoaufwand zu decken vermag. Mit einem zukinftigen und unter heutigen Bedin-
gungen realisierbaren Steuerfuss von 123 Prozent fir die vereinigte Gemeinde wirden die Bir-
gerinnen und Burger aller drei Gemeinden im Vergleich zum tatséachlich bendtigten Steuerfuss
massiv entlastet. Da auch der Kanton vom Wegfall beachtlicher Finanzausgleichsbeitrage pro-
fitiert, kann durchaus von einer Win-win-Situation fir alle Beteiligten gesprochen werden.

Das von den Gemeinden eingereichte Gesuch um Forderbeitrdge nach GvG und die damit er-
brachten Nachweise beziehen sich auf die Bildung einer Einheitsgemeinde unter Wegfall der
bisherigen sieben Gemeinden. Die daraus errechneten Synergien und die darauf basierenden
Beitrage gelten nur fir diese eine Konstellation.

2. Zielerreichung nach Gemeindevereinigungsgesetz

Nach Art. 17 GvG fordert der Kanton die Vereinigung politischer Gemeinden, wenn die ver-
einigte Gemeinde in der Lage ist, ihre Aufgaben insgesamt leistungsfahiger, wirtschaftlicher
und wirksamer zu erfillen.

a) Leistungsfahigkeit

Mit der Eingabe des Gesuchs einher ging dessen intensive Priifung und Besprechung mit den
beteiligten Gemeinden. Durch die Vereinigung der drei politischen Gemeinden kénnen die Leis-
tungen in verschiedenen Bereichen allein schon aufgrund der neuen Gemeindegrosse profes-
sioneller und fur die Kundschaft attraktiver erbracht werden. Durch die Mdglichkeiten des Kan-

Datenbasis 2008, Nettoaufwand nach Jahresrechnung 2009, Steuerfuss 2010.

Datenbasis Finanzstatistik des Bildungsdepartementes 2008; Kosten einschliesslich Amortisationen (Konto-
gruppe 9).
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tons, im Rahmen des Vereinigungsprojekts mit einem Entschuldungs- und einem Startbeitrag
einen wesentlichen Beitrag an eine Optimierung der Ausgangslage der vereinigten Gemeinde
zu leisten, kann die vereinigte Gemeinde ihr Leistungsangebot selber finanzieren und eigenver-
antwortlich erbringen.

b) Wirtschaftlichkeit

Aufgrund der Berechnungen der zukiinftigen durchschnittlichen finanziellen Belastung der ver-
einigten Gemeinde kann von einer Reduktion des Mittelbedarfs im Umfang von rund 21 Pro-
zent gegentiiber der heutigen Situation ausgegangen werden. Dies fuhrt zu einer massgebli-
chen Entspannung bei der Finanzierung Uber Steuereinnahmen und zu einem Steuerfuss, der
in seiner Hohe regional nicht wesentlich von den Nachbargemeinden abweicht. Es darf davon
ausgegangen werden, dass die zu erbringenden Leistungen mit einem geringeren Mitteleinsatz
wirtschatftlich erbracht werden kénnen.

¢) Wirksamkeit

Fur die Leistungserbringung sind entsprechend konzipierte Infrastrukturen notwendig. Die Ver-
waltung der vereinigten Gemeinde soll méglichst zentral in Gommiswald platziert sein. Auch die
Werkhofe und Depots sollen an einem zentralen Standort zusammengefuhrt werden. Dazu ist
ein einfacher Neubau geplant. Die bestehenden Gemeindeh&auser in Ernetschwil und Rieden
werden nach deren Aufgabe verdussert. Als Ergebnis aus diesen Restrukturierungen werden
eine erhdhte Effizienz und Effektivitat sowie der Abbau von Doppelspurigkeiten erwartet.

Durch die Vereinigung kdnnen gqualitative Verbesserungen in der Leistungserbringung und bei
den Stellvertretungen erreicht werden. Es entstehen eine leistungsfahige Gemeinde und Schul-
verwaltung sowie schlagkraftige Gemeindebetriebe. Kompetente Stellvertretungen in allen An-
gebotsbereichen der vereinigten Gemeinde sind mit einer Grosse von rund 4'900 Einwohnerin-
nen und Einwohnern einfacher und kostengunstiger zu erbringen als bisher. Durch optimierte
Abteilungsgréssen entsteht ein Gewinn in Effizienz, Qualitat und Transparenz sowie eine hohe
personelle Unabhangigkeit im Fall von Abwesenheiten oder bei Personalwechseln.

Die bestehenden, unabhéngigen und unterschiedlichen Informatiksysteme der politischen Ge-
meinden und der Schulgemeinden kdnnen vereinheitlicht und auf einer Plattform zusammen-
gefuhrt werden. Dadurch entstehen ein viel einfacherer und breiter abgestitzter IT-Support und
als Folge davon auch geringere Unterhalts- und Betriebskosten.

Die bisherigen Gemeinden fuhren je einen eigenen Fahrzeug- und Maschinenpark sowie einen
grossen Bestand an Geratschaften. Durch die Vereinigung der Gemeinden kann dieser Park
reduziert und optimiert werden. Daraus entstehen geringere Kosten fir Investitionen und Un-
terhalt im Betrieb. Auch hier werden Doppelspurigkeiten in erheblichem Umfang abgebaut.

Im Schulbereich ist zurzeit nicht geplant, einzelne Schulstandorte aufzugeben. Hingegen wird
die nahere Zukunft bei weiterhin riicklaufigen Schilerzahlen die Mdglichkeit eréffnen, Klassen-
gréssen zu optimieren und nur noch in Ausnahmefallen unterdotierte Schilerzahlen zu bean-
tragen. Mit Sicherheit darf aber davon ausgegangen werden, dass durch die Konzentration der
Schulverwaltungen an einem Standort und die Zusammenfassung der Verwaltungsaufgaben
erhebliche Synergien genutzt werden kénnen.

Alle drei beteiligten politischen Gemeinden verfligen Uiber geringes Finanzvermégen. Es wére
nicht angebracht, die Gemeinden im Zuge der Vereinigung tUber Gebuhr zu dessen Verausse-
rung zu verpflichten. Uber den Verkauf der beiden ehemaligen Gemeindehauser in Ernetschwil
und Rieden hinausgehende Einnahmen aus der Verdusserung von Finanzvermogen bleiben
somit in der Berechnung der Forderbeitrdge unberticksichtigt.

Zusammenfassend darf festgehalten werden, dass durch einen Zusammenschluss der politi-
schen Gemeinden Ernetschwil, Gommiswald und Rieden und durch die Inkorporation der drei
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Primarschulgemeinden sowie der Oberstufenschulgemeinde ein Gebilde entsteht, das fur die
Zukunft Uber gute Aussichten bezuglich der finanziellen Attraktivitat und tber wesentliches Po-
tenzial fir eine 6konomische Leistungserbringung verfugt. Die Gemeinderéte von Ernetschwil,
Gommiswald und Rieden sind Uberzeugt, dass die vereinigte Gemeinde ihre Aufgaben insge-
samt leistungsfahiger, wirtschaftlicher und wirksamer erfillen kann. Die nachfolgenden Ausfiih-
rungen und Berechnungen zeigen, dass die neue Gemeinde trotz der bereits bestehenden re-
gionalen Zusammenarbeit ein interessantes finanzielles Potenzial aufweist.

3. Vereinigungsprojekt
3.1. Vorbereitungsphase

Die sieben beteiligten Gemeinden zeigen in ihrem Gesuch auf, dass sie sich seit dem Jahr
2007 intensiv mit ihrer Zukunft in verschiedenen alternativen Organisationsformen fiir die Aus-
gestaltung ihrer politischen Strukturen auseinandersetzen. In vertieften Abklarungen wurden
verschiedene Modelle wie die Bildung einer Gesamtschulgemeinde, die Inkorporation der je-
weiligen Primarschulgemeinde in die politische Gemeinde bis hin zur Bildung einer einzigen
Einheitsgemeinde Uber das Gebiet der bisherigen drei politischen Gemeinden geprift und dis-
kutiert. Auch wurden weitere funf Gemeinden in der Region zu ihrer Meinungsausserung be-
zuglich einer Grossvereinigung angefragt. Schliesslich kristallisierte sich die heute verfolgte
Losung — Vereinigung der drei politischen Gemeinden mit Inkorporation der vier Schulge-
meinden zu einer Einheitsgemeinde — als mittel- bis langfristig optimale Struktur heraus.

Seit dem Jahr 2009 verfolgen die beteiligten Gemeinden das Ziel der Bildung einer Einheits-
gemeinde. Organisatorisch werden mit dieser Losung die bisherigen drei politischen Gemein-
den Ernetschwil, Gommiswald und Rieden, die drei Primarschulgemeinden Ernetschwil, Gom-
miswald und Rieden sowie die gemeinsame Oberstufenschulgemeinde zu einer einzigen Ge-
meinde vereinigt. Es entfallen somit sechs Gemeinden. Die vereinigte Gemeinde umfasst ein
Gebiet mit 3'354 Hektar sowie knapp 4'900 Einwohnerinnen und Einwohnern. Flachenmassig
kommt die vereinigte Gemeinde somit im vordersten Viertel der st.gallischen Gemeinden zu
liegen. Einwohnermassig liegt die vereinigte Gemeinde neu hahe beim kantonalen Durchschnitt
von rund 5'400 Einwohnerinnen und Einwohnern.

Die Rate haben sich entschieden, die intensiven Arbeiten zur Neuorganisation und zu den da-
mit verbundenen Synergien vor der Durchfihrung der Grundsatzabstimmung zu erledigen.
Damit soll erreicht werden, dass schon bei dieser ersten Abstimmung nach GvG die vom Kan-
ton in Aussicht gestellten Beitrage bekannt sind. Die Grundsatzabstimmung wurde auf Sep-
tember 2010 angesetzt, die Abstimmung tber den Vereinigungsbeschluss wird in der ersten
Halfte des Jahres 2011 folgen.

3.2. Anderungen aufgrund der Vereinigung
3.2.1. Zentralisierung der Verwaltungen und der Bauamter

Die vereinigte Gemeinde soll schlanke und effiziente Strukturen erhalten. Deshalb wird ein zen-
traler Standort der Verwaltung und der Bauamter angestrebt. Voraussichtlich wird der Verwal-
tungsstandort Gommiswald, derjenige des Bauamtes Ernetschwil sein.

Die Bevolkerung von zwei der drei Gemeinden wird entsprechend keinen eigenen Verwaltungs-
sitz und kein eigenes Bauamt mehr haben. Dies kann auf den ersten Blick als Abbau im Dienst-
leistungsangebot interpretiert werden. Die Gemeindebehdrden gehen jedoch vom Gegenteil
aus: Alle Dienstleistungen werden an einem Ort untergebracht. Das erleichtert den Einwohne-
rinnen und Einwohnern die Orientierung und sorgt fir Burgerndhe. Dartber hinaus lasst sich
eine zentrale Verwaltung effizienter fihren und kann auch besser eine hohe Professionalitéat
gewabhrleisten.
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3.2.2. Moderate Reduktion des Personalbestands

Die Behotrden gehen von einem moderaten Stellenabbau in der vereinigten Gemeinde aus. Sie
wird so viele Arbeitsplatze haben, wie es fur eine Gemeinde mit rund 4900 Einwohnerinnen
und Einwohnern notig ist.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeindeverwaltungen und Bauamter von Gommis-
wald, Rieden und Ernetschwil missen nicht mit Entlassungen rechnen. Einerseits gehen die
Behdrden davon aus, dass wahrend einer bestimmten Ubergangsfrist mindestens der heutige
Personalbestand bendtigt wird. Andererseits ist angesichts der Altersstruktur des Personals in
allen drei Gemeindeverwaltungen zu erwarten, dass die Stellenreduktion im Rahmen der natiir-
lichen Fluktuation erfolgen kann. Insgesamt rechnen die Behérden mit einer Reduktion der An-
zahl Stellen um rund 300 Stellenprozent (bisher 2'110 Stellenprozent, neu 1'800 Stellenpro-
zent).

3.2.3. Optimierung der Schulverwaltung

In der vereinigten Gemeinde soll auch im Bereich der Schule eine klare Aufteilung zwischen
der strategischen Ebene und der operativen Ebene erfolgen. Fir die strategische Ebene wird
ein Schulrat verantwortlich zeichnen, dem ein Schulprésident oder eine Schulprésidentin vor-
steht. Das Schulratsprasidium ist ebenfalls im Gemeinderat vertreten. Die operative Fiuhrung
wird noch markanter als heute den Schulleitungen tbertragen. Die Stellen werden je nach
Grosse der Schule mit einem Pensum von 40 bis 50 Prozent ausgestattet.

In der vereinigten Gemeinde wird die Schule Teil der Einheitsgemeinde. Das bedeutet, dass
die Schulverwaltung ebenfalls Bestandteil der Gemeindeverwaltung wird. Das Schulsekretariat
wird an einem Standort konzentriert und als Pool fir die ganze Schulverwaltung wie auch fir
die administrative Unterstlitzung der Schulleitungen zustandig sein. Die Liegenschaften- und
Finanzverwaltung der Schulen werden in der Einheitsgemeinde dem Bauamt respektive der
Gemeindeverwaltung angegliedert.

Fur die Bevdlkerung hat die Neustrukturierung wesentliche Vorteile. So dirfen die Eltern schul-
pflichtiger Kinder damit rechnen, dass sie wahrend den normalen Blrodffnungszeiten stets eine
kompetente Ansprechperson antreffen. Die Aufgaben zwischen Schulrat, Schulleitung und
Schulverwaltung sind klarer definiert, so dass eine Orientierung leicht fallt. Im vereinigten Sek-
retariat wird es einfacher sein, eine hohe Qualitat und Professionalitat zu bieten, als dies heute
der Fall ist.

3.2.4. Verbesserungen in der Klassenorganisation

Wie in den meisten st.gallischen Gemeinden sind die Schiilerzahlen auch in den beteiligten
Gemeinden Ernetschwil, Gommiswald und Rieden ricklaufig. Folgende Entwicklung ist abseh-
bar:

Schuleintritte:

Gemeinde 09/10 10/11 11/12 12/13 13/14 14/15 15/16
Ernetschwil 13 20 10 18 15 10 6
Gommiswald 24 30 49 31 29 31 23
Rieden 10 11 14 4 8 3 5

Total 47 61 73 53 52 44 34
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Schilerbestand Primarschule:

Gemeinde 09/10 10/11 11/12 12/13 13/14 14/15 15/16
Ernetschwil 127 129 123 107 86 Tendenz N
Gommiswald 308 301 273 256 236 Tendenz N
Rieden 83 80 84 76 69 Tendenz N
Total 518 510 480 439 391 Tendenz N

In der Oberstufe wird die Tendenz mit leichter zeitlicher Verzdgerung ebenfalls spirbar. Aktuell
verhindern die Schulgemeindegrenzen eine Optimierung der Klassenzahlen. Es sind bis zum
Jahr 2013 lediglich kosmetische Anpassungen im Umfang von maximal zwei Klassen moglich.

Mit der Vereinigung entsteht die Moglichkeit, grossraumiger zu planen und die Klassenorgani-
sation Uber die gesamte Schiulerzahl der Primarschulstufe zu optimieren. Dabei sind dank der
neuen Durchlassigkeit der bisherigen Schulgemeindegrenzen auch Varianten denkbar, die klei-
nere Schulstandorte insbesondere fir Unterstufenschiler auch stiitzen kénnen. Die Vereini-
gung reduziert zwar nicht den Rickgang an Schilerinnen und Schulern, hilft aber, das Opti-
mum aus der neuen Situation heraus zu holen.

3.2.5. Qualitatssicherung und Professionalisierung

Die heutigen Gemeinde- und Schulverwaltungen arbeiten im Rahmen ihrer Moglichkeiten gut
und professionell. Die Gemeinde- und Schulbehdrden gehen jedoch davon aus, dass die Verei-
nigung wesentlich dazu beitragt, die Qualitéat weiter zu starken und die Professionalisierung des
Dienstleistungsangebots zu beschleunigen.

Der Aufgabenkatalog, den heutige Gemeinde- und Schulverwaltungen erfullen missen, sowie
die Anspriiche an Professionalitat und Effizienz nehmen dauernd zu. Die Komplexitat vieler Ge-
schéafte wachst. Fir vieles, was man friher noch mit dem sogenannten gesunden Menschen-
verstand regeln konnte, braucht es heute ein fundiertes juristisches Fachwissen. Anderes, was
friher weitgehend autonom entschieden werden konnte, ist heute eingebunden in ein feinma-
schiges Netz und bedarf deshalb sorgfaltiger Abklarungen.

Die neue Grosse der vereinigten Gemeinde vereinfacht es, die hohe Qualitat des Service Pub-
lic zu bewahren und zu steigern. Sie erlaubt, genau dort in die Qualitatssicherung zu investie-
ren, wo es notig ist. Und sie gestattet Uberall dort passende Lésungen zu erarbeiten, wo wegen
der geringen Gemeindegrosse Hilfskonstrukte geschaffen werden mussten. Vieles davon ge-
schieht im Hintergrund, so dass die Einwohnerinnen und Einwohner nur den guten Service und
die spurbare Professionalitat in allen Bereichen der Verwaltung, der Bauamter und der Schulen
schatzen werden. Anderes wird direkt an der Front sichtbar. Beispielsweise dank Offnungszei-
ten der Gemeindeverwaltung und anderen Amtsstellen, die dem Lebensrhythmus der heutigen
Bevolkerung entsprechen, oder dank kundenspezifisch ausgebauter Dienstleistungen tber den
virtuellen Schalter auf der Gemeindehomepage im Internet.

4. Forderbeitrage
4.1. Organisation der vereinigten Gemeinde

Die vereinigte Gemeinde wird als Gemeinde mit Blrgerversammlung organisiert. Der Rat be-
steht zukiinftig aus sieben Mitgliedern, wovon die Gemeindeprasidentin oder der Gemeinde-
prasident und die Schulratspréasidentin oder der Schulratsprasident direkt gewahlt werden. Die
vereinigte Gemeinde strebt einen Gemeindesteuerfuss von 123 Steuerprozent an.

4.2. Entschuldungsbeitrage

Nach Art. 21 GvG kann der beteiligten Gemeinde ein Entschuldungsbeitrag ausgerichtet wer-
den. Bei der Bemessung werden insbesondere die Steuerkraft und die Vermégenslage be-
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ricksichtigt. Im Weiteren soll auch die Zielerreichung nach Art. 17 GvG beurteilt und mitbe-
ricksichtigt werden.

Bei der Bemessung eines moglichen Entschuldungsbeitrags wurden die Bilanzen der sieben
beteiligten Gemeinden (drei politische Gemeinden, drei Primarschulgemeinden, eine Oberstu-
fenschulgemeinde) per 31. Dezember 2009 bereinigt. Ziel der Bilanzbereinigung waren die Auf-
l6sung stiller Reservens und allféllige Korrekturen innerhalb der Konten. Die stillen Reserven,
insbesondere bei Landreserven im Finanzvermogen, wurden aufgeldst, weil die Gemeinde mit
dem Verkauf der Landreserven autonom eigene Einnahmen generieren kann. Der Entscheid
Uber die Landverkaufe liegt also unmittelbar bei der Gemeinde.

Weiter wurden die Schulden der Schulgemeinden der jeweiligen politischen Tragergemeinde
zugeordnet. Bei der Oberstufenschulgemeinde wurde die Schilerzahl der drei politischen Ge-
meinden bei dieser Umlage berticksichtigt.

Anhand der bereinigten Bilanzen wurde die bereinigte Verschuldung pro Kopf der beteiligten
Gemeinden berechnet. Als Resultat aus obigen Ausfiihrungen und der internen Berechnungen
des Amtes fir Gemeinden wurde festgestellt, dass einzig die Gemeinde Ernetschwil (politische
Gemeinde und Schulgemeinden) Gberdurchschnittlich verschuldet ist (bereinigter Kantons-
durchschnitt pro Kopf der Bevolkerung: Fr. 1'826.33):

Gemeinde Pro Kopf-Verschuldung
Ernetschwil Fr. 2'664.69
Gommiswald Fr.1'175.08
Rieden Fr. 1'612.03

Die Gemeinde Ernetschwil erhélt somit nach erfolgreicher Abstimmung zur Vereinigung aller
beteiligten Gemeinden einen Entschuldungsbeitrag von Fr. 1'167'800.—.

4.3. Beitrage an vereinigungsbedingten Mehraufwand

Nach Art. 22 GvG kann ein Beitrag an den unmittelbar aus der Vereinigung entstehenden
Mehraufwand ausgerichtet werden. Er betragt hochstens 50 Prozent. Anrechenbar ist insbe-
sondere der Aufwand fir Anpassungen der Infrastruktur sowie flr soziale Massnahmen zugun-
sten des Personals und von Behdrdenmitgliedern. Fir die Ermittlung des Beitrags wird der
Aufwand angerechnet, der notwendig und angemessen ist. Die Gemeinden missen zusammen
mit den Entschuldungsbeitragen und dem Startbeitrag auch die Beitrage an vereinigungsbe-
dingten Mehraufwand beantragen.

Die beteiligten Gemeinden sind verpflichtet, das Gesuch um vereinigungsbedingten Mehrauf-
wand zusammen mit den Gesuchen um Entschuldungs- und Startbeitrag einzureichen, da sich
die Beitrage gegenseitig beeinflussen. Aus diesem Grund sind insbesondere bei Infrastruktur-
ausbauten infolge noch fehlender Vorprojekte die geltend gemachten Kosten als Schatzungen
zu betrachten und mit starken Vorbehalten belastet. Es ist denkbar, dass einzelne Vorhaben
zur Anpassung der Infrastruktur letztlich nicht realisiert werden. Die detaillierte Uberpriifung
jeder einzelnen aufgefiihrten Position kann durch das zustdndige Departement erst dann erfol-
gen, wenn ein vollstandiges Projekt mit Kostenvoranschlag, Finanzierungsnachweis und ent-
sprechenden Begriindungen oder bei kleineren Vorhaben die entsprechenden Offerten mit zu-
gehdrigen Begrindungen vorliegen.

3 Stille Reserven sind vereinfacht gesagt der Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert des Finanzvermdgens
zum Verausserungszeitpunkt und dem Verkaufserlds fiir die Gemeinde. Sind im Finanzvermdgen Grundstiicke
enthalten, ergeben sich in vielen Fallen namhafte stille Reserven durch Wertsteigerungen und/oder Abschrei-
bungen der Gebaudeteile.
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Die beteiligten Gemeinden machen folgenden mutmasslichen vereinigungsbedingten Mehrauf-
wand fur die vereinigte Gemeinde geltend (in Franken):

a) Infrastruktur und Raumplanung

Zentralisation Gemeindehaus 3'000'000.—
Ausbau Bauamtsmagazin Ernetschwil 500'000.—
Zugelaufwand, Installationen 100'000.—
Zentralisation Schulverwaltung 350'000.—
Anpassungen Reglemente, Verordnungen usw. 250'000.—
Total Infrastruktur 4'200'000.—-

b) Informatikanpassungen

Migrationsaufwand 275'000.—

Corporate Identity 105'000.—

Total Informatikanpassungen 380'000.—
c¢) Personal

ausserordentliche Personalkosten (Hartefalle, personeller Mehraufwand

wahrend der Umsetzung) 150'000.—

Total Personal 150'000.—-

Als bedeutender, hdchster Betrag fallt die geplante Zentralisation des Gemeindehauses auf.
Vorgesehen ist, die Verwaltung am bestehenden Standort Gommiswald zusammenzufihren.
Das bisherige Gemeindehaus kann jedoch keine zuséatzlichen Arbeitsplatze mehr aufnehmen.
Im Nachbargebaude kénnen fiir die Ubergangsfrist zwei Wohnungen zugemietet werden. Dazu
soll ein Anbau am bisherigen Gemeindehaus die neuen, zusammengefiihrten Arbeitsplatze
aufnehmen. Eine konkrete Bauplanung liegt noch nicht vor. Der beantragte vereinigungsbe-
dingte Mehraufwand ist gemass bisherigen Erfahrungen meist hdher als der effektiv notwen-
dige Mehraufwand. Zu beachten ist aber, dass in Aussicht gestellte, jedoch nicht bendtigte Mit-
tel entfallen. Aufgrund der detaillierten Prifung der jeweiligen Abrechnungen von vereinigungs-
bedingtem Mehraufwand durch das Amt fir Gemeinden besteht kein Risiko fur zu grosszigige
Leistungen unter diesem Titel.

Die vereinigte Gemeinde, welche die vereinigungsbedingten Anpassungen vornehmen wird,
weist eine unterdurchschnittliche technische Steuerkraft auf. Sie erhélt deshalb Beitrage an den
vereinigungsbedingten Mehraufwand zum Hochstsatz von 50 Prozent, der sich mutmasslich
wie folgt zusammensetzt (in Franken):

Infrastruktur und Raumplanung 2'100'000.—
Informatikanpassungen 190'000.—
Personal 75'000.—
Total vereinigungsbedingter Mehraufwand 2'365'000.—

Die Beitrage an vereinigungsbedingten Mehraufwand werden, soweit sich die angemeldeten
Vorhaben als notwendig und angemessen erweisen, der vereinigten Gemeinde nach Mass-
gabe ihrer Projekte ausgerichtet.

4.4, Startbeitrag an die vereinigte Gemeinde

Der Startbeitrag soll der vereinigten Gemeinde dazu verhelfen, einen im Vergleich zu den Steu-
erfissen der vorher bestandenen Gemeinden attraktiven Steuerfuss festzulegen. Sind die be-
teiligten Gemeinden demgegenuber Bezluger von Finanzausgleichsbeitrédgen, dient der Start-
beitrag dazu, es der vereinigten Gemeinde zu ermdglichen, die hohe Steuerbelastung durch
zusatzliche, namhafte Entschuldung zu reduzieren und durch flankierende Massnahmen (z.B.
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Infrastrukturmassnahmen) ihre Situation insgesamt zu verbessern (vgl. dazu die Ausfiihrungen
zu Art. 24 GvG in der Botschaft der Regierung vom 4. Juli 2006, ABI 2006, 1985).

Die vereinigte Gemeinde beabsichtigt mit einem Gemeindesteuerfuss von 123 Steuerprozent
zu starten und diesen auch langerfristig zu halten. Der angestrebte Steuerfuss muss aus Sicht
des Kantons nicht nur attraktiv, sondern vor allem auch realistisch sein. Realistisch ist er dann,
wenn die Gemeinde eigensténdig in der Lage ist, diesen Steuerfuss auch nach Wegfall des
Startbeitrags weiterzufiihren. Vorbehalten bleiben unvorhersehbare exogene Faktoren, die zu
neuen Sonderlasten fuhren.

Die drei beteiligten Gemeinden erhoben im Rechnungsjahr 2009 folgende Steuerflisse:

—  Ernetschwil 157 Prozent
— Gommiswald 123 Prozent
— Rieden 162 Prozent

Im Fall von Gommiswald ist zu berticksichtigen, dass der effektive Steuerfuss bei rund 134
Steuerprozent lag, da in der Jahresrechnung 2009 ein Bezug aus dem Eigenkapital in Hohe
von rund 500'000 Franken erfolgte. Den Behdrden ist dieser Umstand bewusst. Sie dussern
sich dahingehend, dass der effektive Steuerfuss in Gommiswald bei einem Alleingang nach
dem Verzehr des Eigenkapitals bei rund 134 Steuerprozent zu liegen kommt. Ein Steuerfuss
von 123 Prozent darf somit fur alle beteiligten Gemeinden als attraktiv bezeichnet werden. Er
erhoht die Motivation und die Pflicht der verantwortlichen Behdrdenmitglieder, alle Anstrengun-
gen zu unternehmen, damit dieser Steuerfuss auch nach Wegfall des Startbeitrags weiterge-
fuhrt werden kann.

Die Herleitung des nachhaltig realisierbaren Steuerfusses erfolgte auf Basis der Jahresrech-
nung 2009. Dazu wurden samtliche Aufwande und Ertrage der sieben beteiligten Gemeinden
kumuliert und das abweichende Synergiepotenzial der kumulierten Gemeinde errechnet. Er-
ganzend wurden einerseits die im Jahr 2009 einmalig aufgelaufenen, ausserordentlichen Kos-
ten abgezogen und die sich aktuell bereits abzeichnenden Korrekturen in den Nettoaufwen-
dungen der kumulierten Gemeinde berlcksichtigt (z.B. Wegfall der Finanzierung der Polizei-
aufgaben, Wegfall des Gemeindeanteils an den Ergadnzungsleistungen). Es blieb letztlich ein
Nettoaufwand der neuen vereinigten Gemeinde in Hohe von rund 12,42 Mio. Franken, welcher
durch Steuereinnahmen sowie durch Beitrdge aus dem Finanzausgleich gedeckt werden muss.
Der darauf basierende Steuerfuss betragt 123 Prozent. Die aus eigener Kraft zu realisierenden
Einsparungen betragen jahrlich rund 3,4 Mio. Franken gegenuber der konsolidierten Jahres-
rechnung 2009. Nach Abzug der nicht vereinigungsbedingten Synergien verbleiben rund 2,3
Mio. Franken an vereinigungsbedingten Einsparungen. Das wichtigste Sparpotenzial liegt im
Schulbereich (- Fr. 1'053'300.— dank Einheitsgemeinde und damit verbundener Straffung der
Strukturen), in der Verwaltung (- Fr. 411'000.— durch Optimierungen und Stellenreduktion) so-
wie bei Zinslasten und Amortisationen (- Fr. 505'400.— dank zusatzlicher Entschuldung aus
dem Startbeitrag und eigenen Verkaufen von Finanzvermdgen). Diese Gréssen sind allen be-
teiligten Gemeinden bekannt und wurden als realisierbar eingestuft.

Mit 123 Steuerprozent verfligt die vereinigte Gemeinde auch im Vergleich mit den anderen
Gemeinden der Region Uber einen dusserst attraktiven Steuerfuss. Vor allem entfallen mit den
Gemeinden Ernetschwil und Rieden zwei Gemeinden, deren Steuerfuss zu den héchsten im
ganzen Wabhlkreis See-Gaster gehorte.

Bei der Ermittlung des Startbeitrags geht es insbesondere darum festzustellen, in welchen Be-
reichen die neue Gemeinde Mehr- bzw. Minderbelastungen gegentiber dem konsolidierten Er-
gebnis der beteiligten Gemeinden aufweisen wird. Es werden also nicht die Gesamtkosten der
Gemeinde ndher analysiert, sondern die Mehr- bzw. Minderbelastungen in den einzelnen Funk-
tionen.
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Im Weiteren werden bekannte positive, aber auch negative finanzielle Effekte (z.B. Wegfall der
Gemeindeanteile an den Erganzungsleistungen) mitberiicksichtigt. Fur die Uberprifung und
Bestatigung des Sparpotenzials wurden ausserdem die Zahlen von Vergleichsgemeinden he-
rangezogen.

In Ubereinstimmung mit den bisherigen Vereinigungen der Gemeinden Neckertal und Wild-
haus-Alt St.Johann wird mit dem Startbeitrag der Anteil der Jahr fiir Jahr noch nicht realisierten
Synergien abgegolten, so dass die neue Gemeinde den errechneten, nachhaltig realisierbaren
Steuerfuss bereits ab dem ersten Jahr nach der Vereinigung anwenden kann. Demzufolge re-
duzieren sich die jahrlichen Tranchen um die jeweils umgesetzten Synergien. Die Differenz
zwischen der tatsachlichen Entlastung und der errechneten Zielentlastung wird im Laufe der
festgelegten Ubergangsfrist, welche selbstverstandlich auch realisierbar sein muss, geringer.

Der Startbeitrag tUberbriickt somit im Wesentlichen die Startphase, bis die eigenen Einsparun-
gen der vereinigten Gemeinde greifen. Diese Einsparungen lassen sich erfahrungsgemass
nicht vom ersten Tag an realisieren. Den Berechnungen wird deshalb zugrunde gelegt, dass im
funften Jahr die deklarierten Einsparungen realisiert sein mussen. Damit haben die neuen Be-
hordenmitglieder rund vier Jahre Zeit, die Gemeinde neu zu organisieren und die betrieblichen
Ablaufe und Infrastrukturen zu optimieren. Der Startbeitrag wird demzufolge fir die ersten vier
Jahre seit Grindung der vereinigten Gemeinde ausgerichtet.

Im vorliegenden Fall ergeben sich folgende Belastungen wahrend der Ubergangszeit von finf
Jahren, die mit dem Startbeitrag aufgefangen werden sollen:

Total 2013 2014 2015 2016 2017
Nettoentlastung gegeniiber
Jahresrechnung 2009 3'389'300 1'481'900 2'181'600 2'758'900 2'827'500 3'389'300
Zielentlastung nach Ubergangs-
frist von 5 Jahren 3'389'300 3'389'300 3'389'300 3'389'300 3'389'300 3'389'300
Differenz Nettobelastung 4'307'400 1'907'400 1'207'700 630'400 561'800 0

Aus Sicht des Kantons ergibt sich somit unter Berlcksichtigung samtlicher finanzieller Mehr-
und Minderbelastungen der vereinigten Gemeinde ein Startbeitrag von insgesamt Fr. 4'307'400.—.

4.5, Projektbeitrage

Die beteiligten Gemeinden haben bislang noch nicht um die Ausrichtung von Projektbeitragen
nachgesucht. Sie sind somit nicht Gegenstand der Beschlussfassung durch den Kantonsrat im
Zusammenhang mit den Ubrigen Forderbeitragen. Sie werden in dieser Botschaft der Vollstan-
digkeit halber aufgefuihrt und zu gegebener Zeit errechnet, falls ein entsprechendes Gesuch
eingereicht wird.

5. Auswirkungen auf den Finanzausgleich

Durch die Vereinigung der drei politischen Gemeinden entfallen Finanzausgleichsbeitrage in
Hohe von insgesamt rund 970'000 Franken. Dabei reduzieren sich die Beitrage in der ersten
Stufe um Fr. 400'200.— im Sonderlastenausgleich Weite und um Fr. 219'700.— im Ressourcen-
ausgleich. Im partiellen Steuerfussausgleich der zweiten Stufe entfallen samtliche Beitrage in
der Hohe von Fr. 349'100.-.

Die durch die Vereinigung reduzierte Anzahl politischer Gemeinden (von 85 auf 83) tangiert

den Referenzsteuerfuss fur die Berechnung des partiellen Steuerfussausgleichs. Dieser liegt
neu bei der 28. Gemeinde.
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6. Finanzierung

Der zur Finanzierung der Forderbeitrdge notwendige Kredit von Fr. 7'840'200.— kann durch

einen Bezug aus dem besonderen Eigenkapital gedeckt werden (Kantonsratsbeschluss tber

die Zuweisung eines Teils des Kantonsanteils am Erlds aus dem Verkauf von Goldreserven der

Schweizerischen Nationalbank an das besondere Eigenkapital vom 21. Mai 2006, sGS 831.51).

Nach Ziff. 2 des Kantonsratsbeschlusses kann das besondere Eigenkapital in jahrlichen Tran-

chen von hochstens 30,6 Mio. Franken eingesetzt werden zur:

a) Finanzierung von steuerlichen Entlastungen;

b) Foérderung von Gemeindevereinigungen und kommunaler Zusammenarbeit nach Mass-
gabe des Gesetzes.

Die aktuell verfigbaren Mittel sind grésser als der zur Finanzierung der Forderbeitrage bent-
tigte Kredit von Fr. 7'840'200.—. Es kann somit in entsprechenden Umfang besonderes Eigen-
kapital beigezogen werden, weshalb der zusatzliche Kredit fir den allgemeinen Haushalt saldo-
neutral ist.

7. Finanzreferendum

Nach Art. 7 Abs. 1 des Gesetzes Uber Referendum und Initiative vom 27. November 1967 (sGS
125.1; abgekiirzt RIG) unterstehen Gesetze und Beschlisse des Kantonsrates, die zulasten
des Kantons fir den gleichen Gegenstand eine einmalige neue Ausgabe von 3 Mio. bis 15 Mio.
Franken oder eine wahrend wenigstens zehn Jahren wiederkehrende neue Jahresausgabe von
300'000 bis 1'500'000 Franken zur Folge haben, dem fakultativen Finanzreferendum. Die ge-
samten Forderbeitrage nach Gemeindevereinigungsgesetz an die Gemeinden Ernetschwil,
Gommiswald, Rieden und an die vereinigte Gemeinde betragen Fr. 7'840'200.—. Der Kantons-
ratsbeschluss unterliegt daher dem fakultativen Finanzreferendum.

8. Gesetzesanderung

Nach Art. 91 der Kantonsverfassung (sGS 111.1; abgekirzt KV) regelt das Gesetz Zahl und
Namen der politischen Gemeinden im Kanton St.Gallen. Mit der Vereinigung gehen drei politi-
sche Gemeinden unter, eine neue politische Gemeinde entsteht. In Art. 13 des Gemeindege-
setzes (sGS 151.2; abgekirzt GG) ist demzufolge die Anzahl politischer Gemeinden zu &ndern.
Die Gemeinden Ernetschwil, Gommiswald und Rieden sind zu streichen, der noch zu bestim-
mende Name der neuen, vereinigten Gemeinde ist aufzunehmen. Die Gesetzesanderung wird
dem Kantonsrat fur alle per 1. Januar 2013 noch zu regelnden Sachverhalte zu einem spéteren
Zeitpunkt vorgelegt.

9. Vorbehalt der Zustimmung der Blrgerschaft der beteiligten Gemein-
den

Damit die Forderbeitrage zugunsten der beteiligten Gemeinden und der vereinigten Gemeinde
ausbezahlt werden kénnen, ist die Zustimmung der Bevolkerung aller sieben beteiligten Ge-
meinden in der Grundsatzabstimmung vom September 2010 sowie in der Abstimmung zum
Vereinigungsbeschluss bzw. zur Inkorporationsvereinbarung zu einem spéter noch zu bestim-
menden Zeitpunkt nétig. Sollte dabei eine oder mehrere der beteiligten Birgerschaften die
Grundsatzabstimmung, den Vereinigungsbeschluss oder die Inkorporationsvereinbarung ab-
lehnen, entféllt die Leistung aller Beitrage gemass dieser Vorlage.
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10. Antrag

Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren, wir beantragen Ihnen, auf den Entwurf eines
Kantonsratsbeschlusses uber die Forderbeitrage an die Vereinigung der Gemeinden Ernet-
schwil, Gommiswald und Rieden einzutreten.

Im Namen der Regierung
Der Président:
Willi Haag

Der Staatssekretar:
Canisius Braun
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Kantonsrat St.Gallen 38.10.02

Kantonsratsbeschluss
Uber die FOorderbeitrage an die Vereinigung der Gemeinden Gommiswald,
Ernetschwil und Rieden

Entwurf der Regierung vom 28. September 2010

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen

hat von der Botschaft der Regierung vom 28. September 2010 Kenntnis genommen und
erlasst

gestitzt auf Art. 17 ff. des Gemeindevereinigungsgesetzes vom 17. April 2007°

als Beschluss:

1. Der Kanton St.Gallen leistet an die Vereinigung der Gemeinden Gommiswald, Ernetschwil
und Rieden Forderbeitrage im Gesamtbetrag von héchstens Fr. 7'840'200.—.

2. Zulasten der Verwaltungsrechnung 2011 wird folgender Nachtragskredit gewahrt:
3150.360 Amt fir Gemeinden / Staatsbeitrage Fr. 7'840'200.—.

Zur Deckung des Kredits erfolgt eine Entnahme von hdchstens Fr. 7'840'200.— aus dem
besonderen Eigenkapital (zugunsten Konto 5509.488 «Verschiedene Aufwendungen und
Ertrage / Entnahme aus Eigenkapital» im Finanzdepartement).

3. Die Auszahlung der Foérderbeitrage erfolgt:

a) mittels einmaliger Auszahlung des Entschuldungsbeitrags nach Annahme des vorlie-
genden Beschlusses (Fr. 1'167'800.— an die Gemeinde Ernetschwil);

b) mittels einmaliger Auszahlung des Startbeitrags zum Zeitpunkt der Griindung der ver-
einigten Gemeinde (Fr. 4'307'400.— an die vereinigte Gemeinde);

c) mittels Auszahlung nach Massgabe der tatséchlichen Aufwendungen und nach Prii-
fung durch das Amt fiir Gemeinden mit der Schlussrechnung der jeweiligen Vorhaben
fur die Beitrage an vereinigungsbedingten Mehraufwand (hdchstens Fr. 2'365'000.— an
die vereinigte Gemeinde).

4. Dieser Erlass steht unter der Voraussetzung, dass die politischen Gemeinden Gommis-
wald, Ernetschwil und Rieden ihre Vereinigung und die Primarschulgemeinden Gommis-
wald, Ernetschwil und Rieden sowie die Oberstufenschulgemeinde Gommiswald-
Ernetschwil-Rieden die Inkorporation in die vereinigte Gemeinde beschliessen.

5. Dieser Erlass untersteht dem fakultativen Finanzreferendum®.

4 ABI 2010, .
5  sGS151.3.
6 Art. 7 Abs.1 RIG, sGS 125.1.

bb_sgprod-854949 .DOCX



	%Title%
	Zusammenfassung
	1. Ausgangslage
	2. Zielerreichung nach Gemeindevereinigungsgesetz
	3. Vereinigungsprojekt
	3.1. Vorbereitungsphase
	3.2. Änderungen aufgrund der Vereinigung
	3.2.1. Zentralisierung der Verwaltungen und der Bauämter
	3.2.2. Moderate Reduktion des Personalbestands
	3.2.3. Optimierung der Schulverwaltung
	3.2.4. Verbesserungen in der Klassenorganisation
	3.2.5. Qualitätssicherung und Professionalisierung


	4. Förderbeiträge
	4.1. Organisation der vereinigten Gemeinde
	4.2. Entschuldungsbeiträge
	4.3. Beiträge an vereinigungsbedingten Mehraufwand
	4.4. Startbeitrag an die vereinigte Gemeinde
	4.5. Projektbeiträge

	5. Auswirkungen auf den Finanzausgleich
	6. Finanzierung
	7. Finanzreferendum
	8. Gesetzesänderung
	9. Vorbehalt der Zustimmung der Bürgerschaft der beteiligten Gemeinden
	10. Antrag
	Kantonsratsbeschluss
	über die Förderbeiträge an die Vereinigung der Gemeinden Gommiswald, Ernetschwil und Rieden


